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Der DBVW e.V. vereint als einzige Organisation alle Bereiche der Wasserwirtschaft – 
Trinkwasserversorgung, Abwasserbehandlung, Gewässerunterhaltung, Hochwasser-
schutz, Küstenschutz und Bewässerung - und verfügt damit über umfangreiche Erfah-
rung im Bereich der integrativen Wasserwirtschaft. 

Nachfolgend erhalten Sie Kernforderungen des DBVW e.V. zu Ihrer Information und 
mit der Bitte, sich hierfür im Rahmen Ihrer politischen Arbeit einzusetzen:  

 

Zusammenfassung:  

1. Wasserwirtschaft muss integrativ gedacht werden; hierfür sollte die Kompe-
tenz der Branche genutzt werden 

2. Für die Herausforderungen der Wasserwirtschaft muss eine Finanzstrategie 
geschaffen werden  

3. Der Vorrang der Daseinsvorsorge muss konsequent umgesetzt werden 

4. Die Wasserressource darf nicht gefährdet werden 

5. Die erweiterte Herstellerverantwortung und das Verursacherprinzip müssen 
jetzt umgesetzt werden  

6. Personal-, Energieressourcen und Lieferketten müssen sichergestellt wer-
den 

7. Eine Regulierung und Privatisierung der Wasserwirtschaft lehnen wir ab 

8. Das Ehrenamt muss gestärkt werden 

 

Weitere Ausführungen zu den einzelnen Punkten finden Sie im Folgenden:  
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werden können. Hier ist vor allem an das vom Bund angestoßene „Aktionsprogramm 
Natürlicher Klimaschutz“ (ANK) zu denken, in das erhebliche Mittel fließen werden. 

 

2. Finanzstrategie Wasser schaffen!  

Durch den Klimawandel, die Energiewende und den demografischen Wandel ergibt 
sich in Verbindung mit der bestehenden wasserwirtschaftlichen Infrastruktur für die 
Wasserwirtschaft in den nächsten Jahren ein erheblicher Anpassungsbedarf. Zur Si-
cherstellung der Daseinsvorsorge fordern wir daher, eine gemeinsame Finanzstrategie 
auf Bundes- und Länderebene zu schaffen. Hierzu gehören einerseits geeignete För-
derprogramme, die z.B. das Wassermanagement und die Prognosefähigkeit unterstüt-
zen, aber auch eine auf die Branche (Wasser) zugeschnittene Förderung von Maß-
nahmen zur regenerativen Energieerzeugung, um die Energiewende weiter voranzu-
bringen. Andererseits muss es für die Wasserwirtschaft zinsvergünstigte Kredite ge-
ben, aber auch Gesetzesänderungen (z.B. Steuerrecht), um flexiblere Finanzierungs-
instrumente für den wasserwirtschaftlichen Substanzerhalt zu schaffen. Neben der Fi-
nanzstrategie bedarf es auch einer Beschleunigung von Planung und Umsetzung von 
Bauvorhaben. 

Gemeinsames Ziel von Politik und kommunaler Wasserwirtschaft muss es sein, die 
mit dem Erhalt der Infrastrukturen verbundenen Herausforderungen noch stärker ins 
öffentliche Bewusstsein zu rücken. Eine funktionierende und qualitativ hochwertige 
kommunale Wasserwirtschaft stellt die Basis der gesellschaftlichen und wirtschaftli-
chen Entwicklung in Deutschland dar. 

 

3. Vorrang der Daseinsvorsorge konsequent umsetzen! 

Wir fordern, den gesetzlich verankerten Vorrang der öffentlichen Wasserversorgung 
konsequent umzusetzen. Wasserrechtsverfahren der Daseinsvorsorge müssen ver-
einfacht und Wasserrechte flexibilisiert werden. Belange der EG-WRRL oder des Na-
turschutzes, aber auch wirtschaftliche Interessen dürfen der öffentlichen Wasserver-
sorgung oder Abwasserbehandlung nicht entgegenstehen. Zudem muss bei der Nut-
zung der Flächen und des Untergrundes der Wassergewinnung der öffentlichen 
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Wasserversorgung der Vorrang vor wirtschaftlichen Interessen eingeräumt werden. 
Wir fordern einheitliche und verlässliche Vorgaben zur Sicherstellung der Daseinsvor-
sorge und des Vorrangs der öffentlichen Wasserversorgung. 

 

4. Die Wasserressource darf nicht gefährdet werden! 

Wir fordern, dass der vorsorgende Wasserschutz als gesellschaftspolitische Aufgabe 
bei allen wirtschaftlichen Tätigkeiten und Entscheidungen als oberstes Ziel anerkannt 
wird. Jegliche Einträge von Stör- und Schadstoffen in diese Ressource müssen ver-
mieden werden – dies muss bereits in den entsprechenden Zulassungsverfahren z.B. 
von Pflanzenschutzmitteln oder Düngemitteln berücksichtigt werden. Aber auch bei 
Arbeiten im Untergrund z.B. bei der Gewinnung von Energie oder Rohstoffen darf die 
Wasserressource nicht gefährdet werden. 

  

5. Erweiterte Herstellerverantwortung und Verursacherprinzip umsetzen!  

Mit der EG-Kommunalabwasser-Richtlinie werden Verursacher von Gewässerbelas-
tungen über eine erweiterte Herstellerverantwortung in die Pflicht und finanzielle Ver-
antwortung genommen. Dies ist überfällig, da die erweiterte Herstellerverantwortung 
eine notwendige Voraussetzung für den Schutz der Wasserqualität ist. Jetzt gilt es, 
dies über pragmatische Regelungen in die deutsche Gesetzgebung umzusetzen. Ne-
ben der Finanzierung von weitergehender Abwasserbehandlung muss die Herstel-
lerverantwortung aber auch für die Trinkwasserversorgung eingeführt werden, soweit 
zusätzliche Aufbereitungsschritte aufgrund von anthropogenen Spurenstoffen in der 
Umwelt erforderlich werden.  

 

6. Sicherstellung von Personal-, Energieressourcen und Lieferketten! 

Die Krisen der letzten Jahre haben Herausforderungen für die kritischen Infrastruktu-
ren aufgezeigt. Zur Bewältigung dieser bedarf es ausreichend qualifizierte Fachkräfte 
in der Wasserwirtschaft. Wir benötigen dringend mehr Unterstützung bei der Erstaus-
bildung und Qualifizierung.  
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Des Weiteren stellen stark gestiegene Energiepreise, Inflation und unzuverlässige Lie-
ferketten die Wasserverbände vor neue Herausforderungen. Die wasserwirtschaftli-
chen Anlagen als wesentliche Teile der kritischen Infrastrukturen müssen zukünftig 
besser geschützt werden. Dies bedeutet insbesondere, dass die nötigen Rahmenbe-
dingungen für eine Versorgung mit essenziellen Betriebsmitteln zu gewährleisten ist. 
Des Weiteren müssen rechtliche Rahmenbedingungen für die Erzeugung erneuerba-
rer Energien geschaffen werden.  

 

7. Eine Regulierung und Privatisierung der Wasserwirtschaft lehnen wir ab! 

Wasserversorgung und Abwasserbehandlung muss öffentliche Daseinsvorsorge blei-
ben. Eine Liberalisierung oder Regulierung ist auszuschließen. Das entsprechende 
Bekenntnis von Bundestag und Bundesregierung aus den Jahren 2001 (Bundestags-
antrag, BT-Drs. 14/7177) und 2006 (Bericht der Bundesregierung, BT-Drs. 16/1094) 
muss dringend erneuert werden.  

 

8. Das Ehrenamt stärken! 

Wasser- und Bodenverbände und Zweckverbände in Deutschland erfüllen viele wich-
tige Aufgaben der mittelbaren Staatsverwaltung. Sie sind dabei in der Lage, wegen 
der schlanken Organisation und des örtlichen Bezugs, ihre Kräfte zu bündeln und in-
tegrierend Probleme zu lösen. Das ist nur dank eines starken Engagements ehren-
amtlicher Kräfte möglich, die mit den hauptamtlichen Mitarbeitern der Verbände zu-
sammenwirken und ein starkes demokratisches Element in die Verwaltung und Leitung 
der Verbände bringen. Dieses Engagement gilt es zu erhalten und zu stärken. Ein 
Beispiel dafür wäre eine Regelung, die Arbeitnehmer, vergleichbar wie bei der Freiwil-
ligen Feuerwehr, unter Entschädigung des Arbeitgebers von der Arbeitspflicht freizu-
stellen, wenn sie zeitlich nicht planbare Verpflichtungen aus einem Ehrenamt bei ei-
nem Verband wahrnehmen müssen, z.B. Koordinationsaufgaben bei der Deichvertei-
digung. 

 

 








